
 

  

S 30 RJ 1532/99

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 6
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 30 RJ 1532/99
Datum 09.01.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 RJ 97/01
Datum 25.03.2003

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
MÃ¼nchen vom 9. Januar 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist der Anspruch des KlÃ¤gers auf Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit Ã¼ber den 31.03.1999 hinaus.

Der am 1956 geborene KlÃ¤ger ist bosnischer StaatsangehÃ¶riger. Er hat in seiner
Heimat nach seinen Angaben bis 1992 als Zimmermann gearbeitet. AnschlieÃ�end
hat er in Deutschland am 04.08.1992 eine versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung
aufgenommen und war bis 31.01.1997 als Reinigungskraft bei einer Glas- und
GebÃ¤udereinigungsfirma beschÃ¤ftigt. In der Zeit vom 26.04. 1997 bis 17.10.1997
war er sodann Arbeit suchend, anschlieÃ�end ab 18.10.1997 arbeitsunfÃ¤hig
erkrankt. Wegen anhaltender WirbelsÃ¤ulenbeschwerden erhielt der KlÃ¤ger in der
Fachklinik H. in der Zeit vom 13.11.1997 bis 09.12.1997 ein stationÃ¤res
Heiverfahren, aus dem er nach erfolglosen Therapien entlassen wurde. Aufgrund
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weiter bestehender chronischer Lumboischialgien mit kleinem Bandscheibenprolaps
L 5/S 1 wurde der KlÃ¤ger Juli/ August 1998 in der OrthopÃ¤dischen Klinik H.
behandelt. AnschlieÃ�end gewÃ¤hrte ihm die Beklagte ein Anschlussheilverfahren
vom 19.08.1998 bis 16.09.1998 in der Fachklinik B. , aus dem der KlÃ¤ger weiterhin
arbeitsunfÃ¤hig in den hÃ¤uslichen Bereich entlassen worden ist. Am 29.09.1998
wurde in der OrthopÃ¤dischen Klinik H. darauf eine mikrochirurgische Diskektomie L
5/S 1 rechts vorgenommen.

Die Beklagte gewÃ¤hrte dem KlÃ¤ger aufgrund des Reha-Antrages vom 03.11.1997
mit Bescheid vom 15.02.1999 Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit auf Zeit. Die
Anspruchsvoraussetzungen seien ab Eintreten der ArbeitsunfÃ¤higkeit zum
18.10.1997 erfÃ¼llt. Die Rente beginne am 31.10.1998, weil bis dahin ein Anspruch
auf Ã�bergangsgeld wegen Reha-MaÃ�nahmen bestanden habe und falle am
31.03.1999 weg. Nach ihren Feststellungen habe der KlÃ¤ger bis MÃ¤rz 1999
lediglich leichte Arbeiten halbschichtig und mehr, jedoch nicht vollschichtig
verrichten kÃ¶nnen.

Auf den WeitergewÃ¤hrungsantrag vom 15.03.1999 wurde der KlÃ¤ger am
03.05.1999 von der Ã�rztin fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr.C. untersucht, die in ihrem
Gutachten den KlÃ¤ger noch zu einer leichten Arbeit vorzugsweise im Sitzen ohne
Ã�berkopfarbeit, ohne Einwirkung von KÃ¤lte und NÃ¤sse, in wechselnder
Ausgangslage ohne besondere Belastung der WirbelsÃ¤ule vollschichtig in der Lage
beurteilte. Eine TÃ¤tigkeit in seinem Beruf als Zimmermann sei dem KlÃ¤ger nur
noch zweistÃ¼ndig bis unter halbschichtig mÃ¶glich. Mit Bescheid vom 15.06.1999
lehnte die Beklagte den WeitergewÃ¤hrungsantrag darauf ab, weil Ã¼ber den
31.03.1999 hinaus weder Berufs- noch ErwerbsunÃ¤fhigkeit vorliege.

Den Widerspruch wies sie mit Widerspruchsbescheid vom 31.08.1999 zurÃ¼ck.

Dagegen hat der KlÃ¤ger zum Sozialgericht MÃ¼nchen Klage erhoben. Das
Sozialgericht hat Befundberichte der behandelnden Ã�rzte Dres.M. und S. eingeholt
und anschlieÃ�end ein Gutachten auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet zum beruflichen
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers von Dr.M. eingeholt.

In seinem Gutachten vom 11.03.2000 hat der Ã¤rztliche SachverstÃ¤ndige als
GesundheitsstÃ¶rungen ein chronisches WirbelsÃ¤ulensyndrom bei Zustand nach
Bandscheibenoperation ohne neurologische Defizite, ein Schmerzsyndrom im
Bereich der rechten HÃ¼fte bei Ansatztendinose und Zustand nach Bursektomie bei
Bursitis trochanterica rechts festgestellt. Mit RÃ¼cksicht darauf sei der KlÃ¤ger
noch zu leichten Arbeiten Ã¼berwiegend im Sitzen in geschlossenen, temperierten
RÃ¤umen ohne Einwirkung von NÃ¤sse und KÃ¤lte vollschichtig in der Lage. Zu
vermeiden seien schweres Heben und Tragen von Lasten, hÃ¤ufiges BÃ¼cken oder
in stÃ¤ndiger Zwangshaltung sowie Arbeiten am FlieÃ�band. Die Anmarschwege
zum Arbeitsplatz seien auf jeweils 800 m zu begrenzen.

Mit Gerichtsbescheid vom 09.01.2001 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen.
Der angesichts seiner versicherungspflichtigen TÃ¤tigkeit in Deutschland auf alle
TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarkts verweisbare KlÃ¤ger sei mit der
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FÃ¤higkeit einer vollschichtigen ErwerbstÃ¤tigkeit zu den Ã¼blichen Bedingungen
des Arbeitsmarktes nachzugehen weder berufs- noch erwerbsunfÃ¤hig und auch
nicht erwerbsgemindert und habe daher keinen Rentenanspruch.

Dagegen wendet sich der KlÃ¤ger mit der Berufung.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
MÃ¼nchen vom 09.01. 2001 sowie den Bescheid der Beklagten vom 15.06.1999 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 31.08.1999 aufzuheben und die
Beklagte zu verurteilen, ihm Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen
BerufsunfÃ¤higkeit Ã¼ber den 31.03.1999 hinaus zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die Entscheidung des Sozialgerichts fÃ¼r zutreffend.

Beigezogen waren die Akten der Beklagten und des Sozialgerichts MÃ¼nchen, auf
deren Inhalt sowie auf den Inhalt der Berufungsakte zur ErgÃ¤nzung des
Tatbestandes Bezug genommen wird.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig, sachlich
ist sie jedoch nicht begrÃ¼ndet, weil er keinen Anspruch auf Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit oder ErwerbsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§Â§ 43, 44 Sechstes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB VI) â�� in der bis 31.12.2000 gÃ¼ltigen Fassung â�� oder
Anspruch auf Rente wegen Erwerbsminderung â�� ab 01.01.2001 â�� gemÃ¤Ã� Â§
43 SGB VI in der ab 01.01.2001 gÃ¼ltigen Fassung hat.

Der Senat schlieÃ�t sich gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs.2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)
den EntscheidungsgrÃ¼nden der angefochtenen Entscheidung des Sozialgerichts
an und sieht deshalb insoweit von einer erneuten Darstellung der
EntscheidungsgrÃ¼nde ab.

Das Sozialgericht hat den Rechtsstreit entsprechend der Sach- und Rechtslage
entschieden. Anhaltspunkte, das vom Sozialgericht MÃ¼nchen seiner Entscheidung
zugrunde gelegte Ergebnis der Beweisaufnahme zu bezweifeln, bestehen nicht. Der
Senat sah daher keinen Anlass, weitere SachverstÃ¤ndigengutachten von Amts
wegen zur Frage des beruflichen LeistungsvermÃ¶gens des KlÃ¤gers einzuholen,
zumal eine wesentliche VerÃ¤nderung des Gesundheitszustandes des KlÃ¤gers im
Berufungsverfahren nicht wahrscheinlich gemacht worden ist. Im sozialgerichtlichen
Verfahren ist der KlÃ¤ger auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet begutachtet worden.
Nach der Ã¼berzeugenden Beurteilung des Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen ist der
KlÃ¤ger trotz seiner GesundheitsstÃ¶rungen noch zu einer vollschichtigen
ErwerbstÃ¤tigkeit mit kÃ¶rperlich leichten Arbeiten bei dafÃ¼r unwesentlichen
EinschrÃ¤nkungen der Arbeitsbedingungen in der Lage. Angesichts des
verbliebenen LeistungsvermÃ¶gens und der Qualifikation seiner in Deutschland
versicherungspflichtig ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit als ungelernter Arbeitnehmer
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erfÃ¼llt der KlÃ¤ger weder die gesetzlichen Voraussetzungen der Berufs-,
ErwerbsunfÃ¤higkeit noch â�� ab 01.01.2001 â�� der Erwerbsminderung.

Die Berufung gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts MÃ¼nchen war daher
zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs.2 Nrn.1
und 2 SGG nicht vorliegen.

Erstellt am: 18.08.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               4 / 4

https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/2.html
http://www.tcpdf.org

